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Nutzungsmatrix  
 

Art der Nutzung/ 
Baugebiet 

GRZ GFZ Z Haustypen Bauweise GH max. 

WA 1 0,4 0,7 II E o 203,50 m ü. NN 

WA 2 0,4 0,4 I E o 203,00 m ü. NN 

WA 3a 0,4 0,7 II E/D o 202,00 m ü. NN 

WA 3b 0,4 0,7 II E/D o 203,50 m ü. NN 

WA 4 0,4 0,4 I E/D o 202,00 m ü. NN 

Bei Konkurrenz von GRZ und überbaubarer Grundstücksfläche gilt die engere Festsetzung. 

Lage des  
Plangebiets 
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Rechtsgrundlagen  

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22.12.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348), 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. I Nr. 176), 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBl. 2025 I S. 189), 

Hessische Bauordnung (HBO) i. d. F. vom 28.05.2018 (GVBl. I S. 198), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
14.10.2025 (GVBl. 2025 Nr. 66) 
 
 
 Textliche Festsetzungen 

 
 Mit Inkrafttreten des Bebauungsplans „Tulpenweg“ werden für seinen Geltungsbereich die 

zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 3 „Im 
Weinberg“ von 1972 und Bebauungsplans Nr. 20 „Am Garbenteicher Weg und Auf den 
Golläckern“ von 1979 durch die Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 47 „Tulpenweg“ er-
setzt. 
 

A) Planungsrechtliche Festsetzungen 
 

1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)  
 

1.1 Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO)  
 

 Im Allgemeinen Wohngebiet sind die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen 
Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Anlagen für Verwaltungen sowie sonstige nicht stö-
rende Gewerbebetriebe, Gartenbaubetriebe und Tankstellen unzulässig. 
 

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 

2.1 Geschossflächenzahl (§ 20 BauNVO) 
 

 Aufenthaltsräume in anderen als Vollgeschossen einschließlich der zu ihnen gehörenden 
Treppenräume und einschließlich ihrer Umfassungswände sind nicht auf die Geschossflä-
chenzahl anzurechnen.  
 

2.2 Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO und § 18 Abs. 1 BauNVO) 
 

2.2.1 Die maximal zulässige Gebäudehöhe ist der obere Gebäudeabschluss (OKGeb.), angegeben 
in m ü. NN. Dabei bleiben technische Aufbauten wie Schornsteine, Solaranlagen, Aufzüge, 
Lüftungsanlagen etc. unberücksichtigt.  
 

2.2.2 Die festgesetzte maximale Höhe baulicher Anlagen darf durch Anlagen zur Nutzung von So-
larenergie um maximal 1,5 m und für weitere technische Aufbauten um maximal 2,00 m über-
schritten werden.  
 

2.2.3  Technische Aufbauten und aufgeständerte Anlagen zur Nutzung von Solarenergie sind nur 
zulässig, wenn sie mindestens ihrer jeweiligen Höhe entsprechend von der nächstgelegenen 
Gebäudeaußenwand abgerückt werden. 
 

3 Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 23 Abs. 3 BauNVO) 
 

3.1 Die festgesetzten Baugrenzen dürfen durch Terrassen, Balkone, Loggien und Erker bis zu 
einer Tiefe von 3,00 m und einer Gesamtbreite von höchstens der Hälfte der Gebäudefront 
bzw. des Fassadenabschnittes überschritten werden, sofern diese nicht in die nach der HBO 
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mindestens vorgesehene Tiefe der Abstandsflächen von 2,50 m zur Nachbargrenze hineinrei-
chen. 

Diese Festsetzung gilt nicht für die Baugrenzen der Baugebiete 3a, 3b und 4, die an die Flä-
chen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 (1) 
Nr. 25b BauGB grenzen. Sie gilt ebenfalls nicht in Bereichen, in denen mit dieser Überschrei-
tung in den Schutzabstand der zu erhaltenden Bäume bzw. in die Baumkronen der zu erhal-
tenden Bäume (siehe Ziffern A 10.1 + A 10.3) eingegriffen wird. 
 

4 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 Abs. 4 BauNVO) 
 

 Festgesetzt ist die offene Bauweise. In WA 1 und WA 2 sind in der offenen Bauweise nur 
Einzelhäuser zulässig. In WA 3a/b und WA 4 sind Einzel- und Doppelhäuser zulässig.  
 

5 Flächen für Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB und § 12 BauNVO)  
 

5.1 Garagen und Carports sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sowie außer-
halb bis zu einem Abstand von 5 m zu den erschließenden Verkehrsflächen zulässig. Gemes-
sen wird vom äußeren Rand der Straßenbegrenzung bis zu der zur Straße orientierten Außen-
wand. 
 

5.2 Nebenanlagen bis zu max. 30 m³ Brutto-Rauminhalt und max. 2,25 m Höhe sind außerhalb 
der festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen und nur außerhalb der Schutzbereiche 
der zu erhaltenden Bäume (siehe Ziffern A 10.1 + A 10.3) zulässig. 
 

6 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 
 

 Im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 ist ein Einzelhaus mit maximal sieben Wohnungen zulässig; 
im WA 2 ist ein Einzelhaus mit maximal vier Wohnungen zulässig. 

Für das WA 3a/b und WA 4 sind maximal zwei Wohneinheiten je Einzelhaus bzw. je Doppel-
haushälfte zulässig. 

Sollten mehrere Grundstücke vereinigt oder gemeinsam bebaut werden, gilt auch für das ver-
einigte Grundstück die o. g. Begrenzung der maximal zulässigen Wohneinheiten. 
 

7 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
 

7.1 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahme (CEF-Maßnahme): 
Anbringung von drei geeigneten Fledermauskästen für gebäudebewohnende Fledermäuse (z. 
B. Hasselfeldt Fledermaus Wandquartier oder Schwegler Fledermaus-Universal-Sommer-
quartier 2FTH oder vergleichbares) und drei geeigneten Fledermauskästen für baumbewoh-
nende Fledermäuse (z. B. Hasselfeldt Fledermaus Großraumhöhle oder Schwegler Fleder-
maus-Universal-Sommerquartier 2FTH oder vergleichbares). Die Kästen sind an einer geeig-
neten unbeleuchteten Stelle innerhalb des Geltungsbereiches in mind. 5 m Höhe über dem 
Erdboden oder vorspringenden Gebäudeteilen zu montieren. Die Kästen sind regelmäßig zu 
pflegen. 
  

7.2 Oberflächenbefestigung: 
Befestigte, nicht überdachte Flächen der Baugrundstücke sowie private Stellplätze sind, so-
weit wasserwirtschaftliche Belange nicht entgegenstehen, wasserdurchlässig auszuführen.  

Als wasserdurchlässige Beläge gelten u. a. wasserdurchlässige Pflastersysteme, Porenpflas-
ter, Pflasterbeläge mit einem Fugenanteil von mindestens 20 % und Einfachbefestigungen wie 
z. B. Schotterrasen und wassergebundene Wegedecken. 
 

7.3 Grundstücksfreiflächen: 
100 % der nicht überbauten Grundstücksflächen (nicht bebaubare Fläche gem. BauNVO) sind 
als Gartenflächen, Grünflächen oder Pflanzbeete anzulegen und zu unterhalten. Mindestens 
30 % der o. g. Grundstücksfreiflächen, jedoch mindestens 100 m², sind als Ersatzpflanzungen 
mit insektenfreundlichen Gehölzen (heimische standortgerechte Arten) mit einem Anteil von 
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20 % heimischer Laubbaumarten (vorzugsweise Obstgehölze) der Artenauswahl E 1 - 3 zu 
bepflanzen.  

Zur Verbesserung des Nahrungsangebotes sind mindestens 30 % der o. g. nicht überbauten 
Grundstücksflächen zur Anlage und zum dauerhaften Unterhalt von insektenfreundlichen 
Blühsäumen und Staudenbeeten mit besonderer Qualität als Nahrungsquelle für Girlitz, Fitis 
und Heckenbraunelle vorzusehen. 

Bei Abgang sind die Bäume und Sträucher gleichwertig zu ersetzen. 

Die gemäß den zeichnerischen Festsetzungen anzupflanzenden oder zu erhaltenen Bäume 
und Sträucher können zur Anrechnung gebracht werden. Es gilt: 1 Baum / 100 m², 1 frei wach-
sender Strauch / 5 m². Zur Artenauswahl vgl. Artenauswahlliste E.  
 

7.4 Dachbegrünung: 
Die Gebäudedächer von Neubau-Flachdächern < 10° Dachneigung sind fachgerecht extensiv 
zu begrünen, die Mindestsubstratstärke beträgt dabei 12 cm. Dies gilt nicht für Gauben-/ 
Zwerchhausdächer < 10 m². 
 

7.5 Begrünung von baulichen Anlagen: 
Garagen- und Carportwände ohne Öffnungen sowie fensterlose Wandabschnitte von sonsti-
gen Nebenanlagen > 15 m² sind durch Abpflanzungen mit Schnitthecken oder Laubsträuchern 
der Artenauswahllisten E 2 und 3 dauerhaft zu begrünen oder mit rankenden, schlingenden 
oder kletternden Pflanzen, z. B. entsprechend Pflanzliste E 4, flächig und dauerhaft zu begrü-
nen. Für nichtklimmende Pflanzen ist eine Rankhilfe vorzusehen. Die Begrünung ist dauerhaft 
zu erhalten und bei Verlust zu ersetzen. Je Kletterpflanze ist eine Pflanzfläche von mindestens 
1,0 m² herzustellen. Als Richtwert gilt eine Pflanze pro 2,0 m Wandlänge. 
 

7.6 Reduzierung der Lichtverschmutzung: 
Für die Außenbeleuchtung sind nur Lichtquellen mit geringem Ultraviolett- und Blauanteil und 
einer Farbtemperatur zwischen 1.800 und max. 2.700 Kelvin zulässig, die voll abgeschirmt, 
staubdicht und genau waagerecht montiert sind. Eine horizontale oder nach oben gerichtete 
Abstrahlung ist nicht zulässig (vgl. D 8.1.3). 
 

7.7 Vermeidung von Vogelschlag: 
Die Errichtung großflächiger, vollständig transparenter oder spiegelnder Glaskonstruktionen 
mit einer zusammenhängenden Glasfläche von mehr als 10 Quadratmetern ist gemäß § 37 
HeNatG Absatz 2 unzulässig. Des Weiteren sind gemäß § 37 HeNatG Absatz 3 großflächige 
Glasfassaden (> 3 m²) und spiegelnde Fassaden zu vermeiden und dort, wo sie unvermeidbar 
sind, so zu gestalten, dass Vogelschlag vermieden wird. Transparentes Glas sollte nur Einsatz 
finden, wo Transparenz für den Benutzer auch erforderlich ist. Sofern notwendig sollte dieses 
durch dauerhafte Markierungen oder Muster mit hohem Kontrast in einem ausreichend engen 
Abstand (5 - 10 % Deckungsgrad) über die gesamte Außenseite der Scheibe kenntlich ge-
macht werden. Zur Verringerung der Spiegelwirkung sollte eine Verglasung mit Außenreflexi-
onsgrad von maximal 15 % verwendet werden. Zulässig sind auch Glasflächenmarkierungen, 
die in der Broschüre „Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“ der Schweizerischen Vo-
gelschutzwarte Sempach als „hoch wirksam“ bezeichnet werden. 
 

8 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 
6 BauGB)  
 

 Auf der mit GFL gekennzeichneten Fläche (Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung, 
hier: Verkehrsberuhigter Bereich (Privatstraße)), sind Geh-, Fahr- und Leitungsrechte zu 
Gunsten der Stadt Lich und der Versorgungsträger festgesetzt.  
 

9 Bauliche und sonstige technische Maßnahmen für die Erzeugung, Nutzung oder Spei-
cherung von Strom aus erneuerbaren Energien (§ 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB) 
 

 Bei der Errichtung von Gebäuden sind die tatsächlichen Hauptdachflächen zu mindestens  
30 % mit Photovoltaikmodulen oder dazu gleichwertigen solarthermischen Anlagen zur Nut-
zung der solaren Strahlungsenergie zu versehen (Solarmindestfläche). 
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10 Anpflanzungen und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und 25b BauGB) 
 

10.1 Innerhalb der Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhal-
tung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sind die vorhandenen Bäume zu 
erhalten, dauerhaft regelmäßig zu kontrollieren und fachgerecht zu pflegen.  

Die zu erhaltenden Bäume innerhalb der o. g. festgesetzten Flächen und der Solitärbaum um-
fassen folgende Nummern (vgl. Baumgutachten Karte S. 20):  

 Nordöstlicher Bereich entlang der Straße “Zum Wingert”: Nr. 3 bis 10 
 Östlicher Bereich entlang der Brunnenstraße: Nr. 36 bis 39  
 Südlicher zusammenhängender Baumbestand: Nr. 18, 19, 21 bis 25, 27, 29 bis 35  
 Solitär Eiche -mittig gelegen-: 16  

Die Bäume sind mit der jeweiligen Nummer (aus dem Baumgutachten) mittels Plakette im 
Plangebiet markiert. 

Bei Abgang sind standortgerechte, hitze- und trockenresistente Laubbäume im Verhältnis 1:1 
nachzupflanzen (siehe Artenauswahlliste E 1). Hierbei sind die erforderlichen Grenzabstände 
der Bäume gemäß § 38 Hessisches Nachbarrechtsgesetz zu berücksichtigen.  

Bauliche Anlagen sind innerhalb dieser Flächen unzulässig. Hiervon ausgenommen sind er-
forderliche Einfriedungen (vgl. Festsetzung B 3) gegenüber dem Straßenraum. 
 

10.2 Die zu erhaltenden Bäume sind während der Bauarbeiten gemäß DIN 18920 „Schutz von Bäu-
men, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ zu schützen. Dies gilt 
auch für Bäume auf angrenzenden Grundstücken. Auf den Verbleib eines ausreichend großen 
Wurzelraums ist zu achten. 
 

10.3 Bauliche Anlagen, die einen Eingriff in den Wurzelraum der zu erhaltenden Bäume darstellen 
(z. B. Fundamente, Bodenplatten u. a. m.) sind in den Schutzabständen der zu erhaltenden 
Bäume (vgl. Seite 17 + 18 des beiliegenden Baumgutachtens) unzulässig. Die Einhaltung ist 
im Rahmen der ökologischen Bauüberwachung zu sichern. 
 

10.4 Zur Überwachung der Umsetzung der Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen sowie Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen ist eine ökologische Bauüberwachung durch eine geeig-
nete Fachkraft vorzusehen. Für Baumaßnahmen, die den Schutzbereich der zu erhaltenden 
Bäume (siehe Ziffer A 10.3) tangieren können, ist ebenfalls eine ökologische Bauüberwachung 
erforderlich. 
 

10.5 Je Symbol in der Planzeichnung ist ein standortgerechter einheimischer Laubbaum der Arten-
liste E 1 anzupflanzen. Eine Verschiebung der Standorte der gemäß den zeichnerischen Fest-
setzungen anzupflanzenden Bäume um bis zu 10 m ist zulässig.  
 

  

B) Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften  
(Satzung gemäß § 91 Abs. 1 HBO i. V. m. § 9 Abs. 4 BauGB) 

 
1 Dachgestaltung (§ 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO) 

 
1.1 Dachform und -neigung: 

In WA 1, WA 2 und WA 4 sind ausschließlich flach geneigte Dächer (0 – 10° Neigung) zulässig. 

In WA 3a und 3b sind Sattel- und Walmdächer und gegeneinander versetzte Pultdächer mit 
einer Neigung von 20° bis 40°, Pult- und Zeltdächer mit einer Neigung von 10° bis 20° sowie 
flach geneigte Dächer (0 – 10° Neigung) zulässig. 

Die Festsetzungen zur Dachneigung gelten auch für Garagen und Carports, Nebenanlagen i. 
S. d. § 14 BauNVO und untergeordnete Dächer. 
 

1.2 Dacheindeckung: 
Zulässig sind bei geneigten Dächern nicht spiegelnde, nicht glänzende oder reflektierende 
Materialien wie Tonziegel und Dachsteine in den Farben Naturrot, Brauntönen und Anthrazit. 
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Flach geneigte Dächer (0 bis 10°) sind generell extensiv zu begrünen. Darüber hinaus sind 
extensive Dachbegrünungen und Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie zulässig. 
Die Festsetzungen zur Dacheindeckung gelten auch für Garagen und Carports, Nebenanlagen 
und untergeordnete Dächer. 

Von der extensiven Begrünung ausgenommen sind notwendige Fensteröffnungen, technische 
Aufbauten, Attiken, Oberlichter und zur Begehung vorgesehene Flächen (z. B. Dachterras-
sen). 
 

1.3 Doppelhaushälften sind in Bezug auf Dachform, Dachneigung und Dacheindeckung de-
ckungsgleich zu errichten. 
 

2 Standflächen für Abfallbehältnisse (§ 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO) 
 

 Standflächen für bewegliche Abfall- und Wertstoffbehälter sind entweder in die jeweiligen Ge-
bäude zu integrieren oder durch Abpflanzungen mit Schnitthecken, Laubsträuchern oder Klet-
terpflanzen der Artenauswahllisten 3 und 4 dauerhaft zu begrünen bzw. durch Pergolen oder 
Müllbehälterschränke gegen eine allgemeine Einsicht abzuschirmen.  
 

3 Einfriedungen und Stützmauern (§ 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO) 
 

3.1 Einfriedungen sind ausschließlich offen in Form von Gehölzpflanzung (Hecken) oder als licht- 
und luftdurchlässige Zäune aus Holz, Drahtgeflecht oder Metall bis zu einer Höhe von maximal 
1,20 m über Geländeoberkante, im Bereich der seitlichen und rückwärtigen Grundstücks-
grenze bis max. 1,60 m Höhe, zulässig. Draht- oder Metallzäune (Stabgitter oder vergleichba-
res) sind nur in Verbindung mit einer dauerhaften Begrünung mit einheimischen, standortge-
rechten Kletterpflanzen oder Sträuchern der Artenauswahlliste E Nr. 3 und Nr. 4 zulässig. Die 
Verwendung von Kunststoffmaterialien, wie z. B. Streifen in Stabgitterzäunen, ist unzulässig. 
 

3.2 Bei Einfriedungen, Einzäunungen und Sichtschutzzäunen ist ein Mindestbodenabstand von 15 
cm einzuhalten, um die Durchgängigkeit für Kleintiere zu gewährleisten. Mauer- und Betonso-
ckel sind unzulässig, soweit es sich nicht um erforderliche Stützmauern handelt. Punktförmige 
Fundamente zur Befestigung sind zulässig. 
 

3.3 Bei Doppelhäusern sind auf den seitlichen Grundstücksgrenzen (bzw. auf den Sondernut-
zungsgrenzen bei WEG-Teilung) geschlossene Sichtschutzwände bis zu einer Höhe von 1,80 
m (gemessen ab OK FFB EG) und bis zu einer maximalen Länge von 5,00 m (gemessen ab 
gartenseitiger Gebäudekante des Wohnhauses) zulässig. 
 

3.4 Hangbefestigungen wie Stützmauern, Gabionenwände, Natursteinmauern für Aufschüttungen 
oder Abgrabungen des Geländes sowie Abböschungen sind zu öffentlichen Verkehrsflächen 
auf eine maximale Höhe von 1,00 m über der natürlichen Geländeoberfläche zu begrenzen. 
Stützmauern sind mit dauerhaften Kletterpflanzen in Anlehnung an die Artenauswahlliste Nr. 
4 zu beranken oder durch vorgesetzte Trockenmauern zu verkleiden.  
 

4 Gestaltung der Grundstücksfreiflächen (§ 91 Abs. 1 Nr. 5 HBO) 
 

4.1 Zuwege und Zufahrten, Hofflächen und Stellplätze sind auf ein notwendiges Mindestmaß zu 
beschränken, und soweit es die Art der Nutzung und Barrierefreiheit zulassen, mit wasser-
durchlässigen Befestigungen (Rasenkammersteine, Schotterrasen oder wasserdurchlässiges 
Pflaster mit einem Mindestfugenanteil von 20 % bzw. Fugenbreite von mind. 20 mm) zu ver-
sehen. 
 

4.2  Die flächige Anlage von Kies-, Steinschüttungen und Schottergärten ist unzulässig, soweit sie 
nicht dem Spritzwasserschutz am Gebäude (bis zu 50 cm breit) dienen. Die Verwendung von 
Geovlies und Kunststofffolien sowie Kunstrasen ist unzulässig. 
 

4.3 Die Vorgartenzone zwischen Hauskante und Straßenraum ist, soweit nicht für Stellplätze und 
Zuwegungen erforderlich, als Grünfläche zu gestalten und zu bepflanzen.  
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4.4 Offene Stellplätze sind mit Bäumen zu überstellen. Für 5 Stellplätze ist ein standortgerechter, 
hitze- und trockenheitsresistenter Laubbaum mit einem Mindeststammumfang von 14 cm in 1 
m Höhe gemessen zu pflanzen. Die einzelnen Baumscheiben müssen mindestens 6 m² groß 
sein und sind zu bepflanzen. Die Pflanzflächen und Bäume sind gegen ein Befahren durch 
Baumbügel zu sichern. 
 

  
C) Wasserrechtliche Festsetzung (§ 37 Abs. 4 Satz 2 HWG) 

 
1 Verwendung von Niederschlagswasser 

 
1.1 Das auf den Grundstücken der Baugebietsflächen WA 1, WA 2 und WA 4 sowie der Privat-

straße anfallende Niederschlagswasser, das nachweislich nicht versickert werden kann, muss 
über Retentionszisternen abgeleitet werden. Ein Abfluss aus den auf privatem Grund zu er-
richtenden Retentionszisternen in den öffentlichen Kanal ist nur gedrosselt zulässig. Der Dros-
selabfluss des Ablaufes der Retentionszisternen darf maximal 15 l/s*ha betragen, bezogen auf 
die undurchlässige Fläche (AU) des angeschlossenen Grundstückes. Das Rückhaltevolumen 
der Retentionszisternen ist nach dem Arbeitsblatt DWA-A 117 der Deutschen Vereinigung für 
Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V. mit einer Überschreitungswahrscheinlichkeit von 
einmal in 5 Jahren zu bemessen. 
 

1.2  Die Einleitung von Drainagewasser in den öffentlichen Kanal ist unzulässig. 
 

  
D) Kennzeichnungen und Hinweise 

 
1 Stellplatzsatzung 

 
 Auf die Stellplatzsatzung der Stadt Lich wird hingewiesen. Es gilt jeweils die zum Zeitpunkt der 

Bauantragstellung wirksame Fassung.  
 

2 Entwässerungs- und Wasserversorgungssatzung 
 

 Auf die Entwässerungs- und Wasserversorgungssatzung der Stadt Lich wird hingewiesen. Es 
gilt jeweils die zum Zeitpunkt der Bauantragstellung wirksame Fassung.  
 

3 Verwertung von Niederschlagswasser 
 

3.1 Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation 
ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder 
wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche 
Belange entgegenstehen (§ 55 Abs. 2 Satz 1 WHG). 
 

3.2 Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, verwer-
tet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen (§ 
37 Abs. 4 Satz 1 HWG). 
 

4 Vorsorgender Bodenschutz 
 

4.1 Vermeidungsmaßnahmen zum vorsorgenden Bodenschutz 
Für Ausbau, Trennung und Zwischenlagerung von Bodenmaterial sind grundsätzlich die Maß-
gaben der DIN 19731 zu beachten. Die Umlagerungseignung von Böden richtet sich insbe-
sondere nach den Vorgaben des Abschnitts 7.2 der DIN 19731. Es ist auf einen schichtweisen 
Ausbau (und späteren Einbau) von Bodenmaterial zu achten. Oberboden ist getrennt von Un-
terboden auszubauen und zu verwerten, wobei Aushub und Lagerung gesondert nach Humus-
gehalt, Feinbodenarten und Steingehalt erfolgen soll. 
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Um die Verdichtung durch Auflast zu begrenzen, ist die Mietenhöhe des humosen Oberboden-
materials auf höchstens 2 m zu begrenzen (DIN 19731). Die Bodenmieten sind zu profilieren 
und zu glätten und dürfen nicht verdichtet werden (keine Befahrung der Bodenmiete!). 

Die Umlagerungseignung von Böden richtet sich nach dem Feuchtezustand. Es ist darauf zu 
achten, dass kein nasses Bodenmaterial umgelagert wird. Böden mit weicher bis breiiger Kon-
sistenz – stark feuchte (Wasseraustritt beim Klopfen auf den Bohrstock) bis nasse (Boden 
zerfließt) Böden - dürfen nicht ausgebaut und umgelagert werden (siehe DIN 19731). Fühlt 
sich eine frisch freigelegte Bodenoberfläche feucht an, enthält aber kein freies Wasser, ist der 
Boden ausreichend abgetrocknet und kann umgelagert werden. 

Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung 
und Vergeudung zu schützen. Die Bodenarbeiten sind gemäß DIN 18300 und DIN 18915 
durchzuführen. Bodenaushub ist im Nahbereich wieder einzubauen. Außerdem wird empfoh-
len, den Boden auf zukünftigen Vegetationsflächen vor Auftrag des Mutterbodens (Oberbo-
dens) tiefgründig zu lockern. 

Bereits im Zuge der Baumaßnahmen ist im Sinne eines vorsorgenden Bodenschutzes darauf 
zu achten, dass die unterhalb der ausgebauten Bodenhorizonte gelegenen Unterbodenschich-
ten nicht verdichtet und somit in ihrer Bodenfunktion gemindert bzw. bei irreversibler Verdich-
tung funktional zerstört werden. 

Nach Abschluss der Baumaßnahme ist auf rekultivierten Flächen Pflanzenwachstum nur auf 
ungestörten Böden uneingeschränkt möglich. Bei den Baumaßnahmen ist strikt auf die Witte-
rungsverhältnisse zu achten. 
 

4.2 Vermeidung von Stoffeinträgen 
Um baubedingte Schadstoffeinträge in Boden und Wasserhaushalt zu vermeiden, sind die 
Schutzbestimmungen für Lagerung und Einsatz von wasser- und bodengefährdenden Stoffen, 
z. B. über Öl, Schmier- oder Treibstoffe, zu beachten. Die Lagerung dieser Stoffe ist auf be-
festigte Flächen zu beschränken. 
 

5 Grundwasserschutz 
 

 Nach der Standortbeurteilung Erdwärme befindet sich das Plangebiet in einem hydrogeolo-
gisch ungünstigen Gebiet (Gebiete mit hoher Wasserdurchlässigkeit der Grundwasserleiter, 
Gebiete mit besonders schützenswerten Grund-, Mineral- und Heilwasservorkommen, Gebiete 
mit einer wesentlichen, d. h. weiträumigen Grundwasserstockwerksgliederung). 
 

6 Bodendenkmäler 
 

6.1 Während des Abrisses bzw. Mutterbodenabtrages ist für den Bereich des Bodeneingriffes eine 
Baubegleitung durch eine in Hessen zugelassene archäologische Fachfirma durchzuführen. 
Voraussetzung ist, dass der Mutterboden mit einer ungezahnten Baggerschaufel abgezogen 
wird und bei Auftreten von archäologischen Resten dem beauftragten Grabungsunternehmen 
genügend Zeit eingeräumt wird, diese zu dokumentieren und zu bergen. 
 

6.2 Werden bei Erdarbeiten Bau- oder Bodendenkmäler bekannt, so ist dies der hessenArchäolo-
gie am Landesamt für Denkmalpflege Hessen, Hauptstelle Wiesbaden, oder der Unteren 
Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen.  

Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unverän-
derten Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fun-
des zu schützen (§ 21 HDSchG). 
 

7 Altlasten, Altablagerungen und Entsorgung 
 

7.1 Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf organoleptische 
Auffälligkeiten zu achten. Ergeben sich bei den Erdarbeiten Kenntnisse, die den Verdacht einer 
schädlichen Bodenveränderung begründen, sind diese umgehend der zuständigen Behörde, 
dem Regierungspräsidium Gießen, Abteilung Umwelt, Dezernat 41.4, Altlasten, mitzuteilen. 
Darüber hinaus ist ein Fachgutachter in Altlastenfragen hinzuzuziehen. 
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Schädliche Bodenveränderungen im Sinne des § 2 Abs.3 Bundes-Bodenschutzgesetz sind 
Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile 
oder erhebliche Belästigungen für den einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen. 
 

7.2 Bei Bau-, Abriss- und Erdarbeiten im Plangebiet sind die Vorgaben im Merkblatt „Entsorgung 
von Bauabfällen“ (Baumerkblatt, Stand 05.03.2025) der Regierungspräsidien in Hessen zu be-
achten (www.rp-giessen.hessen.de > Umwelt > Abfall > Bau- und Gewerbeabfall > Bau- und 
Abbruchabfälle). 

Downloadlink: 

https://rp-giessen.hessen.de/sites/rp-giessen.hessen.de/files/2025-03/abfall_baumerk-
blatt_2025-03-05_8.pdf  

Besonders bei der Lagerung von Erdaushub wird darauf hingewiesen, dass Boden (Aushub) 
unter das Abfallrecht fallen kann (siehe § 2 Abs. 2 Nr. 11 KrWG) und bei einer Lagerung eine 
Genehmigung nach Nr. 8.12 der 4. BImSchV erforderlich werden kann. 

Die vorherige Zustimmung des Abfallbehörde (RP Gießen, Dez. 41.4, Industrielles Abwasser,  
wassergefährdende Stoffe, Grundwasserschadensfälle, Altlasten, Bodenschutz) zu dem Be-
probungsumfang, der Einstufung sowie zu den beabsichtigten Entsorgungsmaßnahmen ist 
einzuholen, wenn bisher nicht bekannte Schadstoffe im Bodenaushub erkennbar werden soll-
ten. 
 

7.3 Für mineralische Ersatzbaustoffe gelten ab dem 01. August 2023 die in der Ersatzbaustoffver-
ordnung genannten Grenzwerte- und Orientierungswerte (Materialwerte). 
 

8 Artenschutz 
 

8.1 Besonderer Artenschutz 
 

 Auf die unmittelbar wirkenden Bestimmungen des besonderen Artenschutzrechtes (§ 44 
BNatSchG) wird ausdrücklich hingewiesen. Hieraus ergeben sich ungeachtet anderer Bestim-
mungen folgende Erfordernisse: 
 

8.1.1 Bauzeitenbeschränkung 
Die Rodung von Bäumen und Gehölzen ist gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG im Allgemeinen nur 
in der Zeit vom 1. Oktober bis 28./29. Februar zulässig. Vor den Fäll- und Rückbauarbeiten 
sind die Bäume durch eine fachkundige Person auf die Anwesenheit von Fledermäusen und 
artenschutzrechtlich relevanten Vögeln hin zu prüfen. Bei Anwesenheit von Fledermäusen sind 
diese durch geeignetes Fachpersonal vorsichtig in die Freiheit zu entlassen oder (falls schla-
fend) z. B. in einen Nistkasten zu setzen. 

Außerhalb dieses Zeitraums sind zwingend die Zustimmung der Unteren Naturschutzbehörde 
und die Freigabe durch eine Umweltbaubegleitung erforderlich. 
 

8.1.2 Abrissarbeiten und erhebliche Umbauarbeiten sind außerhalb der Wochenstubenzeiten (01. 
Mai bis 31. Juli) durchzuführen. Günstige Zeitpunkte sind Februar - März bzw. September - 
November. Die Arbeiten sind durch eine qualifizierte Person zu begleiten.  

Festgestellte Quartiere im Sinne des § 44 Abs. 3 BNatSchG sind so lange zu erhalten, bis von 
der zuständigen Naturschutzbehörde anderweitigen Maßnahmen zugestimmt wurde. 
 

8.1.3 Ökologisch verträgliche Beleuchtung 
Zur Vermeidung und Minimierung von Beeinträchtigungen nachtaktiver Insekten sind für die 
Außenbeleuchtung ausschließlich LED-Lampen mit einer Farbtemperatur von max. 3.000 K 
einzusetzen. Es sind nur Leuchten in insektenschonender Bauweise mit der Schutzart IP 65 
und nur voll abgeschirmte Leuchten (besonders Wandleuchten), die das Licht ausschließlich 
nach unten abstrahlen (“downlights“), zu installieren. Eine direkte Beleuchtung von Bäumen 
und Gehölzen sowie von Bereichen mit Quartiereinflügen an Gebäuden ist zu vermeiden. 
 

8.1.4 Im Falle des begründeten Verdachts, dass durch satzungsgemäße Bauarbeiten im Plangebiet 
Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG berührt werden, die nicht durch die Legalausnahme 
des § 44 Abs. 5 BNatSchG abgedeckt sind, ist bei der Unteren Naturschutzbehörde vorab eine 
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Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG zu beantragen. Auf die unmittelbare 
Wirkung des Artenschutzrechts auch im Geltungsbereich gültiger Bebauungspläne wird hier-
mit hingewiesen. 
 

8.2 Allgemeiner Artenschutz 
 

 Folgende Maßnahmen werden im Sinne des allgemeinen Artenschutzes empfohlen: 
 

8.2.1 Die in Ziffer A 10.1 ausgewiesenen Flächen sind als Dunkelräume zu erhalten. Eine indirekte 
oder direkte Bestrahlung durch neu errichtete künstliche Lichtquellen ist unzulässig. 
 

8.2.2 Die öffentliche und private Außenbeleuchtung an Gebäuden und Freiflächen (z. B. Wege, 
Parkplätze) ist energiesparend, blendfrei, streulichtarm sowie arten- und insektenfreundlich zu 
gestalten und auf das funktional notwendige Maß zu reduzieren. 
 

8.2.3 Zulässig sind daher nur voll abgeschirmte Leuchten, die im installierten Zustand nur unterhalb 
der Horizontalen abstrahlen (0 % Upward Light Ratio) und Leuchtmittel mit für Insekten wir-
kungsarmem Spektrum wie bernsteinfarbes bis warmes Licht entsprechend der Farbtempera-
turen von 1.700 bis 2.700 K, max. 3.000 K aufweisen. 
 

8.2.4 Flächige Fassadenanstrahlungen, freistehende Röhren und rundum strahlende Leuchten (Ku-
gelleuchten, Solarkugeln) mit einem Lichtstrom höher 50 Lumen sind unzulässig. 
 

8.2.5 Durch Schalter, Zeitschaltuhren oder Smart Technologien ist die Beleuchtung auf die Nut-
zungszeit zu begrenzen. 
 

9 Freiflächenplan 
 

 Im Rahmen der Erstellung des Bauantrags bzw. der Bauvorlagen ist ein Freiflächenplan zu 
erstellen, aus dem die Einhaltung der Festsetzungen des Bebauungsplanes prüffähig erkenn-
bar ist.  

In diesem sind insbesondere die bebauten Flächen, sonstige befestigte Flächen wie Zufahrten, 
Stellplätze etc., und die Art der Befestigung, die bepflanzten Flächen und die Art der Bepflan-
zung und weitere freiflächenbezogene Festsetzungen entsprechend der Vorgabe des Bebau-
ungsplans darzustellen. 

Der Freiflächengestaltungsplan ist durch eine qualifizierte Person (z. B. Architekt, Dipl. Ing. 
Landespflege) zu erstellen, von ihm und der Bauherrschaft zu unterzeichnen und die Umset-
zung zu kontrollieren. 
 

10 Regelwerke, Verordnungen und DIN-Vorschriften 
 

 Die im Bebauungsplan aufgeführten Regelwerke, Verordnungen und DIN-Vorschriften werden 
zur Einsicht im Bauamt der Stadt Lich bereitgehalten. 
 

  
E) Artenauswahl  

 
 Artenliste 1 Laubbäume (auch in Sorten): Pflanzqualität mind. H., 3 x v., 18-20 

 Acer campestre  - Feldahorn*  Ostrya carpinifolia - Hopfenbuche 
Acer plantanoides - Spitzahorn*  Pyrus div. spec.   - Birne 
Acer pseudoplatnus - Bergahorn*  Prunus div. spec.  - Kirsche, Pflaume 
Carpinus betulus  - Hainbuche*  Quercus petraea  - Traubeneiche* 
Celtis australis  - Zürgelbaum   Quercus robur  - Stieleiche* 
Corylus colurna  - Baumhasel  Sorbus aria  - Mehlbeere* 
Fraxinus ornus  - Blumenesche  Tilia cordata   - Winterlinde* 
Malus div. spec.  - Apfel   Tilia platyphyllos  - Sommerlinde* 
*heimisch 
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 Artenliste 2 Heimische Sträucher: Pflanzqualität mind. Str., 2 x v. 100-150 

 Amelanchier ovalis  - Felsenbirne  Lonicera xylosteum - Heckenkirsche  
Carpinus betulus   - Hainbuche  Philadelphus coronarius - Pfeifenstrauch 
Cornus mas   - Kornelkirsche  Rosa glauca  - Hechtrose 
Cornus sanguinea  - Hartriegel  Rosa rubiginosa  - Weinrose 
Corylus avellana   - Hasel   Sambucus nigra   - Holunder 
Ligustrum vulgare - Liguster  Viburnum lantana  - Wolliger Schneeball 
 

 Artenliste 3 Blütensträucher: Pflanzqualität Topfballen 2 x v. 60-100 m 

 Berberis julianae   - Berberitze  Ribes sanguineum - Blutjohannisbeere 
Buddleja davidii - - Sommerflieder  Spiraea div. spec. - Spiere 
Deutzia div. spec. - Deutzie  Syringa div. spec. - Flieder 
Forsythia div. spec - Forsythie  Viburnum div. spec. - Schneeball  
Ribes aureum  - Goldjohannisbeere Weigela div. spec. - Weigelia 
 

 Artenliste 4 Kletterpflanzen: Pflanzqualität Topfballen 2 x v. 60-100 m 

 Clematis vitalba  - Waldrebe   Lonicera caprifolium - Echtes Geißblatt 
Hedera helix   - Efeu   Partenocissus spec. - Wilder Wein 
Humulus lupulus   - Wilder Hopfen  Vitis vinifera  - Wein 
Hydrangea petiolaris  - Kletterhortensie  

 


